
Allgemeine Geschäftsbedingungen der FNE Entsorgungsdienste Freiberg GmbH

1. Allgemeine Gültigkeit

(1)  Für  die  Vertragsbeziehungen  zwischen  Auftragnehmer  und  Auftraggeber  gelten  ausschließlich  diese
Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

(2)  Geschäftsbedingungen des Auftraggebers  oder  Dritter  erkennen wir  stets  nur insoweit  an,  als  sie  von
unseren  Vertragsbedingungen  nicht  abweichen,  auch  für  den  Fall,  dass  die  ersteren  die  gegenteilige
Bestimmung enthalten.

(3) Etwaige rechtliche Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen dieser Vertragsbedingungen berührt die
Rechtsgültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht.

2. Angebote und Angebotsunterlagen

(1) Angebote des Auftragnehmers behalten für die Dauer von 6 Wochen ab Ausstellungsdatum ihre Gültigkeit.

(2) Die zu dem Angebot gehörigen Unterlagen wie Abbildungen, Zeichnungen, Gewichte und Maßangaben sind
nur annähernd maßgebend, soweit sie nicht ausdrücklich als verbindlich bezeichnet sind. An Kostenanschlägen,
Zeichnungen und anderen Unterlagen behält sich der Lieferer Eigentums- und Urheberrecht vor.

(3) Bestellungen gelten erst dann als angenommen, wenn sie von uns schriftlich bzw. fernschriftlich bestätigt
sind. Bis dahin gilt unser Angebot als unverbindlich. Telefonische, telegrafische oder mündliche Nebenabreden,
Ergänzungen oder Abänderungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit ebenfalls der schriftlichen Bestätigung durch
uns. Sollte eine schriftliche Auftragsbestätigung nicht vorliegen, kommt der Vertrag zu den Konditionen des
Angebots mit der Übergabe der Abfälle durch den Auftraggeber an den Auftragnehmer zustande.

(4) Für die in unseren Angeboten und Auftragsbestätigungen nicht ausdrücklich als fest bezeichneten Preise
behalten wir uns vor, die vereinbarten Preise an gestiegene Lohn-, Material- und Rohstoffkosten anzugleichen,
wenn zwischen Vertragsschluss und Auslieferung ein Zeitraum von mehr als 2 Monaten liegt und die
Kostensteigerungen nach Vertragsabschluss eingetreten sind.

3. Zahlungsbedingungen

(1) Falls in unserem Angebot nicht anders lautende Zahlungsbedingungen festgelegt sind, hat die Zahlung
innerhalb 14 Tagen ab Rechnungsdatum ohne Skonto zu erfolgen.

(2) Gutschriften gelten stets vorbehaltlich des Eingangs und unbeschadet früherer Fälligkeit des Kaufpreises bei
Verzug des Bestellers; sie erfolgen mit Wertstellung des Tages, an dem wir über den Gegenwert verfügen
können.

(3) Bei Zielüberschreitung werden Zinsen in Höhe von 9 % (Verbraucher i. S. d. § 13 BGB 5 %) über dem
jeweiligen Basiszinssatz der Deutschen Bundesbank berechnet.

(4) Nichteinhaltung der Zahlungsbedingungen oder Umstände, die uns nach dem jeweiligen Abschluss bekannt
werden, und die die Kreditwürdigkeit des Bestellers zu mindern geeignet sind, haben die sofortige Fälligkeit
aller unserer Forderungen zur Folge. Sie berechtigen uns außerdem, noch ausstehende Lieferungen nur gegen
Vorauszahlung oder Sicherheitsleistung auszuführen sowie nach angemessener Nachfrist zu verlangen,
unbeschadet des Rechts auf Rücknahme der unter Eigentumsvorbehalt gelieferten Ware auf Kosten des
Bestellers.

(5) Der Lieferant ist ohne vorherige Zustimmung, die nicht unbillig verweigert werden darf, nicht berechtigt,
seine Forderungen gegen uns abzutreten oder durch Dritte einziehen zu lassen.

4. Preisanpassung

(1) Ändern sich bei Dauerschuldverhältnissen oder bei Leistungen, die erst nach Ablauf von 4 Monaten nach
Vertragsschluss erbracht werden sollen, die der Preiskalkulation zugrundeliegenden Kosten, insbesondere Lohn-
und  Lohnnebenkosten,  Energiekosten,  Steuern,  Abgaben,  relevante  Rohstoffpreisindizes  sowie  Kosten  für
Leistungen Dritter (z.B. Beseitigungs-/Verwertungsanlagen etc.), ist der Auftragnehmer berechtigt, den Vertag
den geänderten Bedingungen anzupassen.

(2)  Entstehen  während  der  Vertragslaufzeit  zusätzliche  Kosten  aufgrund  von  Änderungen  gesetzlicher
Vorschriften, behördlicher Auflagen und/oder Gebühren und sonstige Abgaben, so kann der Auftragnehmer vom
Zeitpunkt  der  Veränderungen  an  eine  den  nachgewiesenen  Kostensteigerungen  entsprechende
Konditionsanpassung verlangen.



(3)  Die  Anpassung  ist  schriftlich  unter  Darlegung  des  Änderungsgrundes  geltend  zu  machen.  Führt  die
Preisanpassung gemäß den vorstehenden Absätzen 1 und 2 zu einer Kostensteigerung von mehr als 10 % des
vereinbarten Gesamtpreises, ist der Auftraggeber berechtigt, den Vertrag mit einer Frist von 4 Wochen zum
Quartalsende zu kündigen. 

(4) Ist die vertraglich vereinbarte Leistung des Auftragnehmers infolge geänderter gesetzlicher Regelungen in
der  bisher  praktizierten  Art  und  Weise  nicht  mehr  zulässig,  hat  der  Auftragnehmer  die  Entsorgung  nach
Maßgabe der geänderten Bedingungen durchzuführen. Etwaige hierdurch verursachte Mehrkosten trägt  der
Auftraggeber.

5. Auftragsfristen

(1) Auftragsfristen verstehen sich als voraussichtlich, auch wenn dies nicht besonders erwähnt ist. Jede
Teillieferung gilt als selbständiger Auftrag, die Kosten für Verpackung und Transport werden für
jeden Auftrag gesondert berechnet.

(2)  Der  Abfallerzeuger  ist  verpflichtet,  uns  unverzüglich  schriftlich  in  Kenntnis  zu  setzen,  falls  Umstände
eintreten
oder ihm erkennbar werden, aus denen sich ergibt, dass die vereinbarte Lieferzeit nicht eingehalten werden
kann.

(3) Im Falle des Lieferverzuges stehen uns die gesetzlichen Ansprüche gegen den Lieferanten zu.

6. Lieferungsverhinderung

(1) Betriebsstörungen aller Art, Ereignisse höherer Gewalt, Arbeitsausstände, Aussperrung usw. bei uns oder
unseren Zulieferanten, ebenso alle sonstigen Ursachen oder Ereignisse, die Zufuhr, Erzeugung oder Versand
verhindern, entbinden uns während ihrer ganzen Dauer und auch hinsichtlich der Folgeerscheinungen von der
Einhaltung eingegangener Lieferungsverpflichtungen und berechtigen uns, wenn die näheren Umstände es
erfordern, die Lieferungsverpflichtungen ganz oder teilweise aufzuheben, ohne dass der Auftraggeber in diesen
Fällen
berechtigt ist, vom Vertrag zurückzutreten.

7. Gewährleistung und Mängelrügen

(1) Abweichungen von Maß, Gewicht und Güte sind nach DIN Normen zulässig. Der Auftraggeber hat binnen 48
Stunden Mängel hinsichtlich der Entsorgung dem Auftragnehmer anzuzeigen. Er trägt die Beweislast für nicht
erbrachte oder nicht ordnungsgemäß durchgeführte Leistungen des Auftragnehmers. Mängel, die auch nach
sorgfältiger Prüfung innerhalb dieser Frist nicht entdeckt werden können, sind uns nach deren Entdeckung in
Textform unverzüglich anzuzeigen. Verborgene Mängel, die bei unverzüglicher Untersuchung nicht zu entdecken
sind, können nur dann gegen uns geltend gemacht werden, wenn die Mängelanzeige innerhalb von 3 Monaten
nach Absendung der Lieferung bei uns schriftlich eingegangen ist.

7. Eigentumsvorbehalt

(1)  Die  Abfälle  gehen  mit  Überlassung  in  einen  Sammelbehälter  oder  mit  dem  Verladen  auf  das
Sammelfahrzeug in das Eigentum des Auftragnehmers über. Hiervon sind ausgenommen gefährliche Abfälle und
jene  Abfälle,  die  nicht  der  vereinbarten  Deklaration  entsprechen.  Letztere  können  vom  Auftragnehmer
zurückgewiesen werden. Sofern eine Annahme bereits erfolgt ist, hat der Auftraggeber die nicht der Deklaration
entsprechenden  Abfälle  auf  eigene  Kosten  zurückzunehmen.  Verweigert  er  die  Rücknahme,  ist  der
Auftragnehmer berechtigt, diese Abfälle anderweitig zu entsorgen und dem Auftraggeber die Kosten hierfür in
Rechnung zu stellen.

(9)  Die durch den Auftragnehmer übernommenen Leistungspflichten entbinden den Auftraggeber nicht  von
seiner rechtlichen Verantwortung für die zu verwertenden bzw. zu beseitigenden Abfallstoffe.

14. Erfüllungsort und Gerichtsstand

(1) Erfüllungsort und Gerichtsstand für Lieferungen und Zahlungen, Ansprüche aus Schecks und Wechseln und
allen sonstigen aus dem Geschäft sich ergebenden Rechte und Pflichten wird Geschäftssitz des Auftragnehmers
vereinbart.

15. Datenspeicherung

(1) Mit Entstehen der Geschäftsverbindung erfolgt unsererseits Datenspeicherung im Sinne des
Bundesdatenschutzgesetzes.



16. Geheimhaltung

(1)  Die  Vertragspartner  verpflichten  sich,  alle  nicht  offenkundigen  kaufmännischen  und  technischen
Einzelheiten, die ihnen durch die Geschäftsbeziehung bekannt werden, als Geschäftsgeheimnis zu behandeln.

17. Sonstiges, Salvatorische Klausel

(1) Es gilt ausdrücklich das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

(2) Sollte irgendeine der vorstehenden Bestimmungen ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, so
berührt dies die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht.


